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russischeTruppendieUkrainean.
WiehabenSie vor einemJahrden
AusbruchdesKriegs erlebt?
Ignazio Cassis: Ich wurde gegen 5 Uhr
geweckt. Mein Mitarbeiter sagte mir
auf Französisch: «Ils ont attaqué!» Ich
dachte im Donbass – doch er antworte-
te: «Nein, in Kiew.» Das war ein
Moment der Desorientierung, als hätte
die Welt, wie ich sie gekannt habe, auf-
gehört zu drehen.

EswarderAngriffdurchein
MitglieddesUNO-Sicherheitsrats,
eineAtommacht.Machte Ihnen
dasAngst?
Dass es sich ein permanentes Mitglied
des UNO-Sicherheitsrates erlaubt, die
UNO-Charta so massiv zu verletzen,
das schafft Ängste: Was passiert? Wohin
geht die Welt? Wir wussten nicht: Dau-
ert der Krieg drei Tage, drei Monate,
drei Jahre? Was bedeutet die Begrün-
dung von Präsident Putin, er kämpfe
gegen Nazis in Kiew, gegen die Nato,
die sich immer weiter ausdehnt, für den
weiteren Verlauf dieses Krieges? Die
Lage ist noch angespannter geworden.

Inwiefern ist dieLagenochange-
spannter?
Der Westen ist zusammengerückt. Die
Nato wird durch die geplanten Beitritte
von Schweden und Finnland sogar
grösser. Mit seinem Angriff hat Russ-
land also das Gegenteil dessen bewirkt,
was es erreichen wollte. Das macht mir
auch Sorgen, denn Russland bleibt eine
Grossmacht. Nach einem Jahr Krieg
gibt es grosse Fragezeichen: Da ist die
Sorge, dass sich Dritte direkt am Krieg
beteiligen könnten, oder dass es zu
einer Eskalation kommt, die man gar
nicht aussprechen mag.

Ich sagees trotzdem:Dass es zu
einemAtomkriegkommt?
Ja, das Potenzial ist da.

Leute, die sichalsPazifisten
verstehen, sehenEuropavorder
Wahl zwischenderAufgabeder
Ukraine, also einerKapitulation,
oder einemAtomkrieg.Wie
beurteilendennSiedieses
Dilemma?
Es ist die Wahl zwischen Pest und Cho-
lera, man kann an beidem sterben. Vor
allem aber ist es eine akademische Fra-
ge. Denn der Zeitpunkt für so einen
Entscheid ist bereits vorbei: Die west-
liche Welt hat sich entschieden, für
Recht vor Macht einzustehen. Sie will
der Ukraine helfen, den Krieg zu gewin-
nen. Erst die Geschichte wird zeigen,
ob das der richtige Entscheid war.

Ist die SchweizTeil dieser
westlichenWelt, diedenKrieg
gegenRusslandgewinnenwill?
Den Krieg kann man auf unterschied-
liche Art gewinnen: militärisch oder mit
unseren Werten wie Freiheit, Demo-
kratie und Frieden. Militärisch sind wir
aufgrund unserer Neutralität nicht in-
volviert, auch nicht mit der Lieferung
von Waffen. Mit der Übernahme der
EU-Sanktionen haben wir aber klar ge-
sagt, dass die Schweiz zu den westli-
chen Ländern gehört. Die massive Ver-
letzung des Völkerrechts durch Russ-
land ist inakzeptabel. Ich bin überzeugt,
dass das ein richtiger Entscheid war.

Wasbringendie Sanktionen
überhaupt?
Das Ziel ist, dass die russische Wirt-
schaft geschwächt und die Finanzie-
rung des Krieges unmöglich wird. Wir
sehen, dass die Sanktionen eine Wir-
kung erzielen. Aber wie sich im Iran
zeigt, lassen sich manche Entwicklun-
gen, die wir verurteilen, nicht alleine
mit Sanktionen stoppen.

Folglich lässt sichPutinnur
militärischbesiegen, nichtmit
Sanktionen.
Putin ist nicht Russland, er ist der Prä-
sident von Russland. Es leben dort 120
Millionen Menschen. Wie sich die Lage
innenpolitisch entwickelt, werden wir
sehen. Die Zarenherrschaft endete,
weil sich die Bevölkerung auflehnte.

Siehoffenauf einenAufstand in
Russland?
Ein russischer Aufstand ist nicht meine
Hoffnung, sondern eine Möglichkeit.
Es kann sich auch militärisch etwas ent-
wickeln oder diplomatisch – egal wie:
Ich hoffe nur, dass der Krieg endet.

«DieNeutralität nützt der Schweiz
(...) nur,wennsie international
anerkanntund respektiertwird.»
Und:«InEuropaund imangelsäch-
sischenRaum(…)hatdasVerständ-
nis fürdie SchweizerNeutralität
abgenommen,unddieWahrneh-
mung ist bisweilennegativ.»Das
hatderBundesrat im letztenOkto-
ber geschrieben.WelcheZukunft
hatdie SchweizerNeutralität?
In Friedenszeiten ist es einfach, neutral
zu sein. Herrscht Krieg in Europa, wird
es kompliziert. Das zeigte sich schon in
beiden Weltkriegen. Wir müssen nun
erklären, dass unsere Neutralität ein
rechtliches Konstrukt ist. Neutralität
bedeutet aber nicht Gleichgültigkeit.
Unsere Neutralität ist für die humani-
täre Politik der Schweiz und die Guten
Dienste wichtig. Die westlichen Regie-
rungen verstehen das meistens, wenn
man es erklärt. Zugleich streben sie
grösstmögliche Geschlossenheit gegen
Russland an.

Garnicht verstandenwirddie
Blockadebei derWeitergabevon
Kriegsmaterial, das sagteBundes-

rätinViolaAmherdnachder
MünchnerSicherheitskonferenz.
Sie hört das vielleicht etwas lauter, weil
sie Verteidigungsministerin ist und viel
mit Verteidigungsministern spricht.
Meine Gesprächspartner, die Aussen-
minister, formulieren das diplomati-
scher. Sie sagen etwa, es wäre schön,
fände die Schweiz eine Möglichkeit,
etwas zu tun.

DieNeutralität ist innenpolitisch
einheissdiskutiertesThema.
ManchengehendieUnterstützung
fürdieUkraineunddieSanktionen
gegenRusslandzuweit. Zugleich

ist inderBevölkerungvielHilfsbe-
reitschaft vorhanden,mit Spenden
undderAufnahmeKriegsvertrie-
bener.WieerlebenSiedie Stim-
mung imLand?
Ich spüre im Volk den starken
Wunsch, dass dieser Krieg endet.
Und zwar bei allen. In der Schweiz
gibt es weiterhin viel Verständnis für
die 75 000 Geflüchteten, zumal es
vor allem Frauen und Kinder sind. Je
mehr Zeit vergeht, umso schwieriger
wird aber die Situation. Auch weil
sich diese Menschen hier verständli-
cherweise integrieren wollen, obwohl
ihre Rückkehr das Ziel ist – unseres,
aber vor allem auch jenes der ukrai-
nischen Regierung.

Drohtdie Stimmungzukippen,
kommtKriegsmüdigkeit auf?
Nein, solange in der Ukraine so viel
Schlimmes passiert, sehe ich diese Ge-
fahr nicht. Der Bund hat über eine Mil-
liarde Franken für die Geflüchteten
bewilligt, auch die Kantone und Ge-
meinden zahlen – und dagegen gibt es
kaum Widerstand aus der Bevölkerung.
Das ist ein gutes Zeichen.

WashabenSiepersönlich
schon fürdieUkrainegetan?
Ich habe mich für die Glückskette en-
gagiert und am Sammeltag 5000
Franken gespendet. Alleine die
Glückskette und das Rote Kreuz ha-
ben über 180 Millionen Franken ge-
sammelt. Die Solidarität der Zivilge-
sellschaft ist enorm. Der Bund hat
bisher 270 Millionen Franken bereit-
gestellt, unter anderem für die huma-
nitäre Hilfe. Und nun haben wir ein
drittes Paket geschnürt.

140Millionen,mit einem
Schwerpunkt fürdiehumanitäre
Minenräumung.Warumengagiert
sichderBundgeradedafür?

«Es istdieWahl
zwischenPest
undCholera»
Es bestehe das Risiko für einen Atomkrieg, sagt Aussenminister Ignazio Cassis
ein Jahr nach dem Angriff auf die Ukraine. Gleichwohl denkt er schon an den
Wiederaufbau des kriegsversehrten Landes und was die Schweiz daran zahlen
soll. Er vergleicht diesen Beitrag mit den Covid-19-Milliarden – und sagt,
wie viel er selber gespendet hat.

Ist die Schweiz zu knausrig? Bundesrat beschwichtigt
Ukraine-Hilfe Es war ein symbolischer
Auftritt. Gleich zwei Mitglieder des
Bundesrates traten gestern vor die
Medien. Fast auf den Tag genau vor
einem Jahr war Russland militärisch in
die Ukraine eingefallen. Und noch im-
mer dauert der Krieg an. Auch in der
Schweiz haben über 75000 Ukraine-
rinnen und Ukrainer Zuflucht gefun-
den. So war die bundesrätliche Ankün-
digung eines neuen Hilfspakets über
140 Millionen Franken für das kriegs-
versehrte Land kein Zufall.

«Dieser Krieg ist ein Schock. Er
macht uns alle tief betroffen», sagte
Bundespräsident Alain Berset. Der
Krieg habe Konsequenzen nicht nur für
dieUkraine, sondern fürdieganzeWelt.
Er bedrohe die Demokratie, die Freiheit
und den Frieden. «Die Menschen in der
Ukraine brauchen weiterhin unsere
Unterstützung», sagte Aussenminister
Ignazio Cassis. Die Bedürfnisse vor Ort
seien immens. Cassis erinnerte daran,
dass etwa 40 Prozent der Bevölkerung

auf Hilfe angewiesen seien. Die Gelder
fliessen etwa in die Minenräumung, in
Schutzunterkünfte für Schulen und Re-
paraturen an Spitälern – Bereiche, in
denen die Schweiz über spezifische Ex-
pertise verfügt.

Berset und Cassis lobten das bishe-
rige Engagement der Schweiz. Auch
dankten sie der Schweizer Bevölkerung
für ihre beispiellose Solidarität. Allein
die Glückskette habe Spenden in der
Höhe von 130 Millionen Franken ge-
sammelt, sagte Cassis. Bis heute seien
über 1000 Tonnen Hilfsgüter geliefert
und 5000 Tonnen Lebensmittel an die
Bevölkerung verteilt worden. Der
Aussenminister verwies auch auf die
diplomatischen Bemühungen der
Schweiz und die Lugano-Konferenz,
die den Anstoss für den Wiederaufbau
gegeben habe.

Dieses Bild der solidarischen
Schweiz kontrastiert mit einem glei-
chentags publizierten Ländervergleich.
Gemäss dem Institut für Weltwirtschaft

in Kiel landet die Schweiz bei der
Ukraine-Hilfe auf Platz 33 von 40
untersuchten Staaten. Auf das wenig
schmeichelhafte Ergebnis angespro-
chen, bemerkte Cassis, das Ranking sei
veraltet. Auch die Hilfe der Kantone
und zivilgesellschaftlichen Organisa-
tionen werde nicht einbezogen.

«Die Schweiz macht genug», be-
tonte Cassis gleich mehrmals. «Ich
werde nicht rot, wenn ich auf dem inter-
nationalen Parkett mit Leuten spreche.
Wir werden geachtet und geschätzt.»
Der Aussenminister hob auch den
diplomatischen Effort der Schweiz her-
vor, der sich darin nicht widerspiegle.

Der Bundesrat bekräftigte zudem
seine Haltung zu möglichen Waffenex-
porten. «Neutralitätsrechtlich wäre das
höchst problematisch», so Cassis. Kei-
ne Position beziehen wollte er zu den
Bemühungen des Parlaments, die Wei-
tergabe von Munition und Waffen aus
Schweizer Produktion an die Ukraine
doch noch zu ermöglichen. (gb/rwa)

Bundespräsident Ignazio
Cassis: «Ich hoffe nur,
dass der Krieg endet.»
Bild: Anthony Anex/Keystone
(Bern, 14. Dezember 2022)
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VielAufwandfür
fünfFrankenmehrAHV
Bundesrat legt Änderung für den Teuerungsausgleich
vor. Widerwillen ist spürbar; die Umsetzung kompliziert.

Doris Kleck

Keine Frage: SP und Mitte haben
es gut gemeint. Unter dem Ein-
druck der steigenden Teuerung
haben die Parteien im Sommer
einen Kaufkraftpakt geschlos-
sen. Einerseits sollten kurzfris-
tig die Prämienverbilligungen
erhöht werden, was das Parla-
ment aber ablehnte. Anderer-
seits sollte bei der AHV die
Teuerung voll ausgeglichen wer-
den. Dazu sagte das Parlament
Ja. Der Bundesrat musste des-
halb eine Vorlage ausarbeiten.
Diese hat er nun vorgelegt.

Dazu muss man wissen:
AHV- und IV-Renten werden
alle zwei Jahre angepasst. Mass-
gebend für die Erhöhung ist der
sogenannte Mischindex. Dieser
bildet die Entwicklung der Löh-
ne und der Konsumentenpreise
ab. Im Oktober hatte der Bun-
desrat angekündigt, dass die
Renten ab diesem Jahr steigen
werden. Seit dem 1. Januar liegt
die Minimalrente bei 1225 Fran-
ken (plus 30 Franken) pro Monat
und die Maximalrente bei 2450
Franken. Die Renten stiegen um
2,5 Prozent. Doch die Jahres-
teuerung betrug in der Schweiz
im letzten Jahr 2,8 Prozent.

DerBundesrat
rundetauf
Deshalb hat nun der Bundesrat
entschieden, die Differenz von
0,3 Prozentpunkten auszuglei-
chen, wie es das Parlament ge-
fordert hat. Somit sollen die
Rentnerinnen und Rentner noch
ein paar Franken dazubekom-
men. Nähme man es ganz ge-
nau, würde die Minimalrente
um Fr. 4.10 steigen. Doch der
Bundesrat will sich nicht lumpen
lassen und rundet auf: Macht
also 5 Franken mehr pro Monat.
Oder eine Tasse Kaffee.

So weit, so einfach. Doch die
Sache hat einen Haken. Das Par-
lament fordert, dass die Teue-
rung per 1. Januar 2023 voll aus-
geglichen wird. Nun musste der
Bundesrat einen Gesetzesvor-
schlag ausarbeiten, was er im
Eilzugstempo und ohne Ver-
nehmlassung getan hat, damit
das Parlament dieses Gesetz im
dringlichen Verfahren in der
Frühlingssession beschliessen
kann. Die Umsetzung fordert
aber Zeit. Die Erhöhung der

Renten kann frühestens per
1. Juli 2023 erfolgen.

DasProblemmit
denVerstorbenen
Hier kommt das nächste Pro-
blem. Wie kommen die Rentne-
rinnen und Rentner zu ihrem
Anspruch für die Monate Januar
bis Juli? Rückwirkend soll das
Geld nicht ausbezahlt werden.
Das wäre zu kompliziert. Denn
pro Monat werden rund drei
Millionen AHV- und IV-Renten
ausbezahlt; jeden Monat kommt
es zu mehreren zehntausend
Mutationen. Gemäss Bundesrat
würden zwischen Januar und
Juli rund 35 000 Renten erlö-
schen, weil die berechtige Per-
son stirbt: «Im Falle einer rück-
wirkenden Rentenerhöhung
müsste der Differenzbetrag zur
bereits ausbezahlten Rente den
Erben der verstorbenen Person
ausbezahlt werden. Die Aus-
gleichskassen verfügen aber
nicht über die notwendigen In-
formationen, um die Erben der
verstorbenen Person zu ermit-
teln, was zu einem sehr hohen
Arbeitsaufwand führen würde.»

Eine Rückwirkung geht
nicht. Drum sollen die Renten
ab 1. Juli angepasst werden, da-
für mit einer Kompensation für
das erste Halbjahr. Das Heisst:
Die Minimalrente soll um 7
Franken auf 1232 Franken pro
Monat steigen. Die Maximalren-
te auf 2464 Franken. Kosten-
punkt: 418 Millionen Franken.

Der Bundesrat findet, dass
sich die AHV diese Erhöhung
nicht leisten kann. Und auch der
Bund nicht, der 20,2 Prozent der
AHV-Ausgaben finanziert.
Demnach müsste sich der Bund
mit 84 Millionen Franken am
vollen Teuerungsausgleich be-
teiligen. Dazu ist er nicht bereit,
weil der Bund sparen muss.
«Skandalös», findet die SP. Der
Bundesrat stehle sich aus der
Verantwortung. Es ist wohl eher
seine süsse Rache am Parla-
ment, weil er von der Forderung
eben nichts hält.

Immerhin die Mitte-Partei
ist zufrieden. Sie rühmt sich,
dass dank ihr alle Rentner den
vollen Teuerungsgleich bekom-
men. Nun, so weit ist es noch
nicht. Bald sieht man, ob es das
Parlament ernst meint mit der
Anpassung um sieben Franken.

Bundspricht 11,6Milliarden
fürAusbauderStrassen
Laut Prognosen droht Autobahnen 2040 der Kollaps.

Stau Der Bund geht davon aus,
dass bis im Jahr 2040 etwa
20 Prozent des schweizerischen
Nationalstrassennetzes regel-
mässig überlastet sein werden –
sofern es keine Gegenmassnah-
men gibt. Darum will der
Bundesrat bis 2030 rund
11,6 Milliarden Franken in die
Erweiterung investieren.Dashat
er an seiner gestrigen Sitzung
entschieden. Die Projekte befin-
den sich vor allem in städtischen
Agglomerationen, wo der Hand-
lungsdruck am grössten sei.

Die fünf «am dringendsten be-
nötigten» Projekte mit einem
Gesamtumfang von rund 4 Mil-
liarden Franken sollen vom Par-
lament dem Ausbauschritt 2023
zugewiesen werden. Laut Bund
sind sie in den nächsten vier Jah-
ren baureif. Es geht um die A1-
Abschnitte Wankdorf–Schön-
bühl, Schönbühl–Kirchberg im
Kanton Bern sowie den Rosen-
bergtunnel in St.Gallen, den
Rheintunnel in Basel auf der A2
und den Fäsenstaubtunnel in
Schaffhausen auf der A4. (abi)

Die Ukraine ist stark mit Minen ver-
seucht. Man spricht von einer Fläche,
die viermal grösser ist als die Schweiz.
Unzählige Menschenleben sind da-
durch gefährdet. Die humanitäre
Minenräumung ist in vielen Gebieten
auch nötig, damit Vertriebene zurück-
kehren können, der Wiederaufbau der
zerstörten Infrastruktur möglich ist
oder wieder Landwirtschaft betrieben
werden kann. Die Schweiz will hier
einen Beitrag leisten.

WiestellenSie sicher, dassdie
Schweiznicht indirektmilitärische
Minenräumungenfinanziert,was
fürdenKriegsverlauf relevant sein
könnte?
Für die neutrale Schweiz ist dieser
Aspekt besonders wichtig. Die von der
Schweiz unterstützten Aktivitäten in
der humanitären Minenräumung erfol-
gen in befreiten Gebieten, nicht an der
Frontlinie. Die Schweiz engagiert sich
auch in der Ausbildung von ukraini-
schen Minenräumern zu zivilen Zwe-
cken. Sie unterstützt zudem die Auf-
klärung der Lokalbevölkerung über die
Gefahren von Minen.

DieSchweizhat 270Millionen
Frankengezahlt.Norwegenwill ein
Paketüber 7,3MilliardenDollar für
dienächsten fünf Jahre schnüren.
Daneben ist dasSchweizerEngage-
ment geradezuknausrig.
Zur kurzfristigen Hilfe muss länger-
fristig der Wiederaufbau kommen.
Hier haben wir mit der Lugano-Kon-
ferenz einen wichtigen Impuls geleis-
tet. Aber es ist klar: Beim Wiederauf-
bau geht es laut aktuellen Zahlen der
Weltbank um tausend Milliarden Dol-
lar. Daran wird sich auch die Schweiz
beteiligen müssen – und wohl nicht
mit Geldern, die wir heute in der inter-
nationalen Zusammenarbeit einset-
zen.

Diebereits fürdie Jahre 2021bis
2024bewilligten 11,25Milliarden
fürdie internationaleZusammen-
arbeitwollenSie alsonicht antas-
ten?
Nein, das sollten wir nicht tun. Wir
würden den Eindruck zementieren,
den einige Länder von uns Europäern
schon heute haben: Dass wir erst jetzt
in der harten Realität ankommen mit
einem Krieg auf unserem Kontinent.
So schrecklich der Krieg in der Ukraine
ist, es gibt noch mehr Kriege und Kon-
flikte auf der Welt. Ziehen wir uns aus
Regionen und Ländern zurück, wo
unsere Unterstützung nötig ist und
sehr geschätzt wird, würde das nicht
verstanden.

Wieviel soll die Schweiz zahlen?
SindNorwegensMilliardendas
Vorbild?
Das muss sicher ein konsistenter Bei-
trag über mehrere Jahre sein, der über
die heutige humanitäre Hilfe hinaus-
geht. Ich kann aber noch keinen kon-
kreten Betrag nennen, die Diskussio-
nen stehen erst am Anfang. Wir müs-
sen ja auch an die Bundesfinanzen
denken.

DerBundesrathat soebenein
Sparprogrammbeschlossen, die
Schuldenbremsekannnicht
eingehaltenwerden.
Es geht hier um ein Generationenpro-
jekt. Es wird wohl einen internationaler
Marshall-Plan geben, an dem sich die
Schweiz beteiligen wird. Aber entschie-
den ist noch nichts, die Diskussion
muss zuerst noch geführt werden.

DerBundmussalsonochzusätz-
licheGelder freimachen fürdie
Ukraine?
Ja, das ist im Interesse des gesamten
Kontinents, also auch der Schweiz.
Wegen Covid-19 haben wir mehr als

34 Milliarden Franken ausserordent-
lich verbucht, weil es eine Krise war.
Die Finanzierung für den Wiederauf-
bau könnte über ein eigenes Gesetz
geregelt werden. Im ordentlichen
Budget gibt es wohl keinen Platz für
einen Betrag, der angesichts der enor-
men Kosten angemessen ist. Zu dieser
Frage wird es eine politische Debatte
geben.

Wiehat sichdiePositionder
Schweiz inEuropaverändert in
diesemJahr?
Die EU ist angesichts des Krieges zu-
sammengerückt. Brüssel hat eine Füh-
rungsrolle übernommen, die Ukraine
ist jetzt Beitrittskandidatin. Die
Schweiz hat mit der Übernahme der
EU-Sanktionen deutlich gezeigt, dass
sie zur europäischen Wertegemein-
schaft gehört.

AlsBundespräsident trafen sie
2021EU-Kommissionspräsidentin
Ursula vonderLeyenmehrmals.
Washatdabei herausgeschaut?
Dank dieser Begegnungen konnten wir
Vertrauen aufbauen und ein gegensei-
tiges Verständnis schaffen. Seit dem
letzten Frühling laufen Sondierungen
und technische Gespräche, ein paar
Hürden sind übersprungen. Es braucht
noch einen Schlussspurt. Gelingt es
uns, eine gute gegenseitige Basis zu fin-
den, wird der Bundesrat ein neues Ver-
handlungsmandat verabschieden. Be-
vor es so weit ist, gibt es aber noch of-
fene Fragen zu klären.

ZumBeispiel am16.März,wenn
EU-Kommissar Šefčovič inBern
ist?
Ich bin offen für ein Treffen mit Herrn
Šefčovič. Ob wir Mitte März bereit sind,
den nächsten Schritt zu tun, kann ich
Ihnen heute nicht sagen. Es braucht die
Flexibilität beider Seiten.
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